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Präambel  
Gemeinsam  für  einen  solidarischen  und  lebenswerten  Bezirk 
Marzahn - Hellersdorf arbeiten  
 
Als sozialistische  Partei  stehen  wir  als Linke  in Marzahn -Hellersdorf  für  Alternativen,  für  
eine bessere  Zukunft.  Wir halten  an dem Menschheitstraum  fest,  dass eine bessere  Welt  
möglich ist. Wir sind und werden nicht wie jene Parteien, die sich devot den Wünschen 
der Wirtschaftsmächtigen unterwerfen und gerade deshalb kaum noch voneinander 
unterscheidbar sind.  
 
Wir verfolgen  ein konkretes  Ziel:  Wir kämpfen  für  eine Gesellschaft,  in der  kein  Kind in 
Armut aufwachsen muss, in der alle Menschen selbstbestimmt in Frieden, Würde und 
sozialer Sicherheit leben  und die gesellschaftlichen  Verhältnisse  demokratisch  
gestalten  können. Um dies zu erreichen, brauchen wir ein anderes Wirtschafts -  und 
Gesellschaftssystem: den demokratischen Sozialismus.  

Wir finden uns nicht ab mit einer Welt, in der Profitinteressen über die 
Lebensperspektive von Milliarden Menschen entscheiden und in der Ausbeutung, 
Kriege und Imperialismus ganze  Länder  von  Hoffnung  und Zukunft  abschneiden.  Wo 
vor  allem der  Profit  regiert,  bleibt wenig Raum für Demokratie. Die ungebändigte 
Freiheit der großen Konzerne bedeutet Unfreiheit für die Mehrheit der Menschen.  

 
Wir gehen aus von den Traditionen der Demokratie und des Sozialismus, der Kämpfe 
für Menschenrechte  und Emanzipation,  gegen  Faschismus  und Rassismus,  
Imperialismus  und Militarismus. Anstelle von Aufrüstung und zunehmender 
Militarisierung der Gesellschaft setzen wir uns für Friedenstüchtigkeit ein.  

 
Wir wollen  alle gesellschaftlichen  Verhältnisse  überwinden,  in denen  Menschen  
ausgebeutet, entrechtet und entmündigt werden und in denen ihre sozialen und 
natürlichen Lebensgrundlagen zerstört werden. Öffentliche Daseinsvorsorge wie 
Wohnen, Gesundheit und die Versorgung mit Energie, Wärme und Wasser darf nicht 
den Profitinteressen untergeordnet werden, sondern muss allen Menschen zur 
Verfügung stehen.  

Daher ist unser Ziel auch vor Ort in Marzahn -Hellersdorf ein sozialer Bezirk, der allen 
Menschen zugutekommt und an dem alle teilhaben und mitwirken können. Die 
unterschiedlichen  Bedürfnisse  von  jungen  und älteren  Menschen,  von  Kindern  und 
Familien, von Menschen mit und ohne Behinderung, von Menschen mit 
unterschiedlichen Einkommenslagen, von Frauen, Männern und queeren Menschen, 
von Menschen mit und ohne Migrationsgeschichte, von Kulturschaffenden, 
Gewerbetreibenden und Beschäftigten, von Mieterinnen und Mietern, von 
Bewohnenden der Großsiedlung ebenso wie im Siedlungsgebiet  sowie von 
Alteingesessenen und neu Zugezogenen sollen gleichermaßen berücksichtigt und mit 
den ökologischen und sozialen Herausforderungen unserer Zeit in Einklang gebracht 
werden.  

 
Bezahlbares Wohnen für Menschen in unserem Bezirk ist für uns eine Kernaufgabe im 
politischen Handeln. Wir setzen ς solange die Bundesregierung untätig bleibt ς alle uns 
auf kommunaler  Ebene zur  Verfügung  stehenden  politischen  Hebel  in Bewegung,  um 
Wohnen in Berlin und in Marzahn -Hellersdorf bezahlbar zu machen. Weiterhin 
unterstützen wir die Forderung  nach  einem  Mietendeckel  und setzen  uns für  die 
Umsetzung  des Volksentscheids zur Vergesellschaftung großer privater 
Immobilienkonzerne ein. Doch gerade in Marzahn -Hellersdorf haben die Erfahrungen 
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der letzten Jahre gezeigt, dass Wohnungsbau keine Mieten senkt und ohne 
gleichzeitigen Ausbau der sozialen Infrastruktur zu erheblichen Belastungen führt. 
Neue Wohnungen allein lösen keine Probleme, wenn Kitas, Schulen, medizinische 
Versorgung, Einkaufsmöglichkeiten, Freizeitangebote und Verkehrsstrukturen nicht im 
gleichen Maße  mitwachsen. Zu oft mussten Bewohnerinnen und Bewohner erleben,  
dass Grünflächen  ebenso  verschwanden  wie  Arztpraxen,  Schulen  überlastet  waren  
und Wege zu Versorgungseinrichtungen länger wurden. Gleichzeitig schließen immer 
mehr Sparkassen und Postfilialen, bürgernahe Dienstleistungen sind auf dem Rückzug.  

 
Kiezgestaltung  in Marzahn -Hellersdorf  muss endlich  wieder näher  an den Menschen  
vor  Ort ausgerichtet werden. Viel zu lange wurden Bauprojekte von Investoren 
automatisch als Fortschritt für den Bezirk verkauft, ohne genau hinzuschauen, was sie 
den Anwohnerinnen und Anwohnern tatsächlich bringen. Wenn Menschen vor Ort 
Kritik geäußert haben, wurde das  oft  schnell  als αbƛŎƘǘ-bei-uns-aŜƴǘŀƭƛǘŅǘά abgetan  ς 
nicht  selten  von  Personen,  die selbst nie hier gelebt haben oder unseren Bezirk kaum 
kennen.  

 
Wir sagen  klar:  Entwicklung  gelingt  nur mit  den Menschen,  nicht  über  ihre  Köpfe  
hinweg.  Für Marzahn -Hellersdorf braucht es endlich eine klare Richtung: Wohin soll 
sich der Bezirk entwickeln ς und was brauchen die Menschen vor Ort wirklich?  
Zu oft wurden in den letzten Jahren einfach immer neue Wohnungen gebaut, ohne dass 
Grünflächen,  Schulen,  Kitas,  Verkehr  oder  Versorgung  Schritt  gehalten  haben.  
Informationen kamen spät, Mitbestimmung kaum ς ǳƴŘ ŀƳ 9ƴŘŜ ƘƛŜǖ Ŝǎ ƻŦǘΥ αaŀƴ ƪŀƴƴ 
ƴƛŎƘǘǎ ƳŀŎƘŜƴΦά 

 
Wir wollen das ändern! Unser Bezirk wurde einmal klug geplant: mit viel Grün, guter 
Infrastruktur  und kurzen  Wegen.  Diese Balance  wollen  wir  sichern  und weiterentwickeln,  
statt sie durch planloses Bauen zu gefährden. Deshalb setzen wir auf eine 
Stadtgestaltung, die vorausdenkt ς mit  genügend  Kita-Plätzen  und Schulen, sicheren  
Wegen,  guter  medizinischer Versorgung, lebendigen Nachbarschaften und geschützten 
Grünflächen. Bauprojekte sollen nur dann entstehen, wenn sie auch der Allgemeinheit 
nutzen, und Investoren müssen sich stärker an der nötigen Infrastruktur beteiligen.  

 
Vor allem aber gilt:  Die Menschen  im Bezirk  sollen  von  Anfang  an mitreden  können.  
Denn sie wissen am besten, was ihren Kiez lebenswert macht. Unser Ziel ist klar: 
Marzahn -Hellersdorf soll noch  grüner,  lebenswerter und  gerechter werden ς für alle,  
die hier leben.  

 
Wir formulieren selbstbewusst eine Agenda dafür, wie wir in unserem Bezirk künftig 
leben wollen.  Mit  diesem  Wahlprogramm  für  die Bezirksverordnetenversammlung  
(BVV) machen wir konkrete Vorschläge und werden sie gemeinsam mit den Marzahn -
Hellersdorferinnen und Marzahn -Hellersdorfern weiterentwickeln. Wir lassen uns 
nicht länger von einem abgehobenen Senat und einem zögerlichen Bezirksamt 
erklären, was angeblich gut für unseren Bezirk sei. Wir haben den Menschen in 
Marzahn -Hellersdorf genau zugehört. In diesem Geist ist dieses Wahlprogramm 
geschrieben.  
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Stadtentwicklungspolitik  für  die  Menschen  in  Marzahn -
Hellersdorf  

Wir sagen klar: Stadtentwicklung funktioniert nur mit den Menschen, nicht gegen sie. 
Unser Ziel ist eine Stadtentwicklung, die allen Menschen zugutekommt und an der alle 
beteiligt werden.  Die Beteiligung  der  Öffentlichkeit  muss frühzeitig  beginnen  und 
ernsthaft  stattfinden, damit Planungen gemeinsam mit den Menschen im Bezirk 
entwickelt werden können.  
Stadtentwicklung  darf  nicht  über  die Köpfe  der  Anwohnerinnen  und Anwohner  hinweg 
erfolgen.  

Wir nehmen die Kritik von den Menschen in Marzahn -Hellersdorf an 
Nachverdichtungs -Vorhaben  sehr ernst. Die Stadtentwicklung muss in Marzahn -
Hellersdorf vom Kopf auf die Füße gestellt werden und den Nachweis erbringen, dass 
sie auch einen Mehrwert für die Menschen vor Ort hat. Das bedeutet insbesondere, 
dass das Bezirksamt und der Senat einen  Plan dafür  haben  müssen,  wohin  sich  
Marzahn -Hellersdorf  entwickeln  soll. Es braucht eine stadtentwicklungspolitische Idee 
und einen Plan, wohin sich Marzahn -Hellersdorf entwickeln und welche 
städtebaulichen Ziele dabei verfolgt werden sollen.   

Für uns ist klar: Unser Bezirk ist kein Zufallsprodukt, sondern geplant entstanden. Die 
Großsiedlung  folgt  einer  städtebaulichen  Logik:  Wohnen,  Grünflächen,  soziale  
Infrastruktur, Nahversorgung und gute Anbindung gehören zusammen. Diese Balance 
darf nicht durch beliebige Bebauung zerstört werden. Daher ist es ein politischer 
Fehler zu glauben, das Berliner Wohnungsproblem lasse sich durch immer weitere 
Nachverdichtung im Osten Berlins und insbesondere in Marzahn -Hellersdorf lösen.  

 
Wir setzen uns für eine Stadtentwicklung ein, die Wohnen, soziale Infrastruktur, 
Mobilität, Arbeit, Wirtschaft und Freizeit gemeinsam denkt und plant. Öffentliche 
Einrichtungen wie Schulen,  Kitas, Jugendfreizeiteinrichtungen,  Stadtteilzentren  und 
Feuerwehren  müssen  nicht nur erhalten, sondern bedarfsgerecht ausgebaut werden. 
Private Bauherren müssen durch städtebauliche Verträge stärker an den Kosten für die 
notwendige soziale Infrastruktur beteiligt werden.  
Um diese Entwicklung zu ermöglichen, brauchen wir eine aktive Bodenpolitik. 
Öffentliche Flächen müssen gesichert oder zurückgekauft werden, damit auch künftig 
Schulen, Kitas, Wohnungen  und soziale  Einrichtungen  entstehen  können.  Wälder,  Seen, 
Plätze und wichtige öffentliche Räume gehören in die Hand der Allgemeinheit.  
Wir brauchen  auch  einen  anderen  Umgang  mit  Leerstand.  Statt  Abriss  und Neubau,  
sollten leerstehende  ehemalige  Einkaufs -Center  sinnvoll  und bedarfsgerecht  
nachgenutzt  werden.  

 
Planung und Bau von Wohnraum und dazugehöriger Infrastruktur wollen wir 
beschleunigen, indem wir den Personalmangel im Bezirk beseitigen, Prozesse 
digitalisieren und einen Schwerpunkt auf frühzeitige und ernstgemeinte Beteiligung der 
Stadtgesellschaft legen. Auf diesem  Weg sollen  auch  jahrelange  Streitigkeiten  oder  
Klagen  verhindert  werden.  Der Bezirk muss  viel  mehr davon  Gebrauch  machen  
Bebauungspläne einzuleiten, die ökologische Ziele sichern, bestehende Grünflächen 
schützen und neue schaffen.  

DŜƴ α.ŀǳǘǳǊōƻά ŘŜǎ .ǳƴŘŜǎΣ Řŀǎ α{ŎƘƴŜƭƭŜǊ-.ŀǳŜƴά-Gesetz des Senats und die 
ständige Anwendung des § 34 des Baugesetzbuches (BauGB) durch das Bezirksamt 
ǎŜƘŜƴ ǿƛǊ ǎŜƘǊ ƪǊƛǘƛǎŎƘΦ α.ŀǳǘǳǊōƻά ǳƴŘ α{ŎƘƴŜƭƭŜǊ-.ŀǳŜƴά-Gesetz schleifen Vorgaben 
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über Bezahlbarkeit und  Klimagerechtigkeit,  gefährden  die Versorgung  mit  sozialer  
Infrastruktur  und entmachten die Bürger*innen und Parlamente vor Ort.  

 
Wir wollen  Marzahn -Hellersdorf  zu einem der  grünsten  und lebenswertesten  Bezirke 
Berlins weiterentwickeln ς mit hoher Wohnqualität, wohnortnaher Infrastruktur, 
sicheren Wegen, ausreichend Kita -  und Schulplätzen, guter medizinischer 
Versorgung und attraktiven Einkaufsmöglichkeiten. Grünflächen und Erholungsräume 
sollen nicht nur geschützt, sondern erweitert werden. Dazu gehören auch neue 
Angebote für Sport und Freizeit, darunter ein modernes Kombibad für den Bezirk.  

 

Stadtentwicklung  mit  Augenmaß  in  Marzahn - Hellersdorf!  

Marzahn -Hellersdorf hat in den vergangenen Jahren einen großen Anteil am Neubau 
von Wohnungen  getragen.  Es wird  immer  offenkundiger,  dass die soziale  Infrastruktur  
unseres Bezirks nicht Schritt hält mit dem Wohnungsneubau. Das soziale 
Infrastrukturkonzept des Bezirks muss dringend und prioritär überarbeitet und zu 
einem wirkungsvollen und tatsächlich handlungsleitenden Stadtplanungsinstrument 
weiterentwickelt werden.  

 
Wir treten dafür ein, alle noch nicht realisierten Nachverdichtungsvorhaben zur 
Bebauung von  Freiflächen  innerhalb  bestehender  Quartiere  auf  den Prüfstand  zu 
stellen  und fordern, für künftige Nachverdichtungen städtebauliche Kriterien 
festzulegen. Ziel ist es, die Anwohner*innen besser zu beteiligen und die Projekte 
städtebaulich zu qualifizieren. Wo dies noch nicht erfolgt ist, wird das Verfahren 
nachgeholt und das Projekt so lange ausgesetzt (Moratorium). Wir fordern als neue 
Maxime: Stadtentwicklung mit und nicht gegen  die Menschen.  Diesen  Grundsätzen  
folgend,  fordern  wir  echte  Mitsprache  und eine Änderung der Pläne bei 
verschiedenen Neubauvorhaben im Bezirk.  
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Dazu gehören:  
 

Helene-Weigel -Platz 
Auf beiden Seiten des Helene -Weigel -Platzes sollen nach Investorenplänen neue 
Hochhäuser in den Himmel wachsen: sowohl auf der Ostseite (ehemaliges Kino 
Sojus) als auch auf der Westseite (Nahversorgungszentrum). Wir treten für eine 
städtebauliche Erhaltungsverordnung für den Helene -Weigel -Platz ein und 
unterstützen die Forderung der Bürgerinitiative vom Helene -Weigel -Platz nach 
echter Beteiligung der Anwohnerschaft am weiteren Bebauungsplanverfahren. Das 
betrifft insbesondere Verbesserungen bei Nahversorgung, medizinischer 
Versorgung, Bürgerdiensten, Kita -  und Schulplätzen, Parkplätzen, 
Klimaschutzstandards und einen Verzicht auf Nachverdichtung. Wir lehnen Pläne  für  
eine weitere  Privatisierung  landeseigener  Grundstücke  auf  dem östlichen  Teil  des 
Helene -Weigel -Platzes ab.  

Tal-Center  
Die landeseigene  Wohnungsbaugesellschaft  Gewobag  will  das Tal-Center  abreißen  
und dort hunderte neue Wohnungen bauen. Schon jetzt ist die Infrastruktur im Kiez 
überlastet. Mit dem Bebauungsplan ließe sich nicht nur die Geschosshöhe eines 
Neubaus am Center -Standort begrenzen. Damit ließe sich auch die soziale 
Infrastruktur erhalten und sie kann dem Bevölkerungswachstum angepasst werden. 
Weiterer Wohnungsbau im Kiez sollte erst nach einer breiten Bevölkerungsmitsprache 
unter Moderation des Bürgerrates sozial verträglich geplant und umgesetzt werden.  

 
Allee der Kosmonauten  155 
Wir unterstützen auch die Bürgerinitiative an der Allee der Kosmonauten 155 mit ihrer 
Forderung  nach  Erstellung  eines  Bebauungsplanes,  um die Infrastruktur  vor  Ort 
langfristig  zu erhalten und gegen Investoreninteressen abzusichern.  

 
Bowlingbahn  Feldberger  Ring 
Wir setzten uns ebenso für den Erhalt der Bowlingbahn am Feldberger Ring ein, die für 
Luxuswohnungen abgerissen werden soll. Wir fordern das Bezirksamt auf zu prüfen, 
ob für die  Bowlingbahn  am Feldberger  Ring in Hellersdorf  Denkmalschutz  geltend  
gemacht  werden kann, da es sich vermutlich um das letzte erhaltene Exemplar einer 
sogenannten ESK -Kaufhalle in Hellersdorf handelt, wie sie zu DDR -Zeiten nach 
standardisierter Typenbauweise errichtet wurden. Wir fordern einen Bebauungsplan 
mit umfassender Bürgerbeteiligung. Wohnungsneubau und Erhalt der Bowlingbahn 
sind unser Ziel.  

 
Cecilienplatz  
Wir werden bau -  und ordnungsrechtliche Maßnahmen gegen die privaten Eigentümer 
am Cecilienplatz, die den Platz seit Jahren verkommen lassen, einleiten und sie dazu 
verpflichten  zu bauen.  Die Situation  am Cecilienplatz  ist für  die Anwohnerschaft  
unerträglich geworden. Sollten diese Maßnahmen nicht greifen, muss die 
Vergesellschaftung der Grundstücke und die Entwicklung des Cecilienplatzes durch 
das Land Berlin mit einem landeseigenen Wohnungsunternehmen auf die 
Tagesordnung.  

 

Wohnen  ist  ein  soziales  Grundrecht  

Die Linke  in Berlin  tritt  dafür  an, dass die Mieten  bezahlbar  bleiben,  dass mehr  
bezahlbare Wohnungen neu gebaut werden, dass die Wohnungsbestände und 
Großwohnsiedlungen sozial und ökologisch ertüchtigt werden und mehr Geld in die 
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soziale und kulturelle Infrastruktur vor Ort investiert wird.  
 

Im Bezirk muss bezahlbarer Wohnraum erhalten bleiben und neuer entstehen. Darüber 
hinaus  muss die soziale  Wohnraumversorgung  aktiv  im Bezirk  gesichert  werden.  Wir  
fordern die  verbindliche  Finanzierung  des sozialen  Wohnungsbaus  durch  das Land 
Berlin  sowie  den verstärkten Erwerb von Grundstücken durch kommunale 
Wohnungsbaugesellschaften, um  steigenden  Mieten  und Gentrifizierung  
entgegenzuwirken.  
Dort,  wo  es sinnvoll  und möglich  ist,  sollen  Wohn-  und Geschäftshäuser  mit weiteren  
Etagen aufgestockt werden, um weniger Fläche zuzubauen.  

Die Linke sieht in den Wohnungsgenossenschaften des Bezirkes wichtige Partner für 
einen stabilen Wohnungsmarkt und für die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum in 
Form von genossenschaftlichem Eigentum. Sie sind wichtige Pfeiler der sozialen 
Wohnraumversorgung  und wirken  mietpreisdämpfend.  Wir setzen  uns dafür  ein, den 
Zugang zu landeseigenen Grundstücken zu verbessern und Flächen an 
Genossenschaften per Erbpacht zu Bedingungen zu vergeben, die sich am Ertrag 
ausrichten, der sich mit preisgünstigen bzw. preisgebundenen Wohnungen erzielen 
lässt.  

Schutz  von  Mieterinnen  und  Mietern  

Wohnungsneubau  allein  löst  das Problem  steigender  Mieten  jedoch  nicht.  Weiterhin  
braucht es einen Mietendeckel bei den Landeseigenen Wohnungsunternehmen und 
gesetzliche Maßnahmen auf Landesebene zur Sicherung von mietpreisgebundenen 
Wohnungen. Dazu hat Die Linke Berlin das Sicher -Wohnen -Gesetz entwickelt. Für uns 
hat eine gemeinwohlorientierte Bewirtschaftung der kommunalen Wohnungsbestände 
Vorrang vor Profitorientierung.  

 
Ein Mietendeckel  für  die Landeseigenen  Wohnungsunternehmen  (LWU) hat das  
politische Ziel, einen einjährigen Mietenstopp durchzusetzen und gesetzlich 
festzulegen, dass Mieterhöhungen auf maximal 1 Prozent jährlich begrenzt werden. 
Die LWU sollen in den Großwohnsiedlungen  vor  Ort mehr  in das Wohnumfeld  
investieren  und Aufenthalts - , Spiel -  und Grünflächen aufwerten.  

Die Mietpreisbremse muss in Marzahn -Hellersdorf konsequent durchgesetzt werden. 
Der Bezirk  muss im Amt für  Soziales  ausreichend  Personal  für  die Bearbeitung  von 
Anträgen  und für die Beratung im Bereich Wohnungslosenhilfe bereitstellen. Es ist 
unabdingbar, dass die Mitarbeiter*innen in den Ämtern die notwendige Unterstützung 
erhalten, um den  Antrags -  und Beratungsbedarf effizient abzuarbeiten. Wir 
verdrängen nicht, sondern unterstützen Menschen in Not! Wir treten dafür ein, dass 
die kostenlosen Mieterberatungen ausgeweitet werden und festes Angebot in jedem 
Stadtteilzentrum bleiben.  

Bisher  kann Anzeigen  wegen  überhöhter  Mieten  im Bezirk  aufgrund  des 
Personalmangels  im Wohnungsamt noch nicht nachgegangen werden. Wir fordern, das 
Wohnungsamt schwerpunktmäßig bei der strikten Verfolgung von Anzeigen überhöhter 
Mieten sowie der Verbesserung von Beratungsangeboten zu stärken.  

 
Dem Wohnungsamt und dem Rechtsamt müssen mehr Personal und eine bessere 
technische Ausstattung zur Verfügung gestellt werden. Es ist eine Taskforce 
Mietüberhöhung/Mietenkriminalität  einzurichten,  die im Bezirk  prüft,  ob die 
entsprechenden Mietspiegelvorgaben eingehalten werden. Für Empfängerinnen und 
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Empfänger von Sozialleistungen setzten wir uns dafür ein, dass Zuschüsse zu 
Beiträgen für Mietervereine erfolgen können, um dadurch auch Rechtschutz zu 
gewährleisten.  

Keine  Zwangsräumungen  und  Stromsperren  

Mietschuldner*innen müssen effektiv vor Zwangsräumungen geschützt und 
Beratungs -angebote  ausgebaut  werden.  Wir setzen  uns für  Beratungs -  und 
Unterstützungsangebote  bei allen Großvermietern, inklusive der Landeseigenen 
Wohnungsunternehmen, ein. Dazu gehört auch eine Website mit allen 
Unterstützungsangeboten für Mieterinnen und Mieter im Bezirk sowie eine 
flächendeckende Sozialberatung für Anträge (WBS, Wohngeld, Bürgergeld, etc.). Wir 
setzen uns dafür ein, dass es zusätzliche Unterstützung bei Umzügen innerhalb der 
Landeseigenen Wohnungsunternehmen gibt, um doppelte Mietzahlungen und höhere 
aƛŜǘŜƴ ōŜƛ α±ŜǊƪƭŜƛƴŜǊǳƴƎά Ȋǳ ǾŜǊƳŜƛŘŜƴΦ 

Marzahn -Hellersdorf ist der Bezirk mit den meisten Stromsperren. Die Versorgung mit 
Energie gehört zum Grundbedarf für ein menschenwürdiges Leben, ohne Strom kein 
Licht, kein warmes Essen, keine Kommunikation, oft keine Heizung. Der Großteil der 
Sperren trifft Menschen, die in der Grundversorgung sind. Angesichts der hohen 
Strom -  und Gaspreise braucht  es engagierte  Maßnahmen  gegen  Verschuldung,  
Energiearmut  und Energiesperren. Daher sollten in der Grundsicherung die 
Energiekosten in der tatsächlichen Höhe übernommen und dynamisiert werden. Strom -  
und Gassperren müssen verboten werden.  
Zwangsräumungen  sollten  ausgesetzt  werden.  Das Mindeste  wären  die Einführung  einer 
Genehmigungspflicht und behördliche Prüfung. Nur so kann sichergestellt werden, dass 
besonders schutzbedürftigen Haushalten mit Kindern, Schwangeren und auf die 
Stromversorgung angewiesenen Kranken nicht die nötige Energie abgestellt wird und 
Sozialbehörden und Jugendämter rechtzeitig aktiv werden.  

 
Auch gestaffelte Strompreise mit einem preisgünstigen Grundkontingent können dazu 
beitragen, Energiearmut künftig zu reduzieren und Sperren zu vermeiden. Statt bei der 
Verbraucherzentrale  zu sparen,  muss gerade  in Marzahn -Hellersdorf  die Energiespar -  
und Energieschuldenberatung ausgebaut und abgesichert werden.  
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Marzahn - Hellersdorf  für  alle  bezahlbar  machen  

Die Bekämpfung von Ausgrenzung, Einsamkeit und Armut ist der Schlüssel für 
sozialen Zusammenhalt und für die Stabilität und Funktionsfähigkeit unserer 
Demokratie. Eine Gesellschaft, in der immer mehr Menschen das Gefühl haben nicht 
dazuzugehören, verliert ihr Fundament. Während die Zahl der Millionäre und 
Milliardäre in Deutschland und auch in Berlin immer weiter zunimmt, wächst 
gleichzeitig die Zahl der Menschen, die sich aufgrund ihres  Einkommens  nicht  oder  
nicht  mehr  als vollwertige  Mitglieder  dieser  Gesellschaft  sehen und die sich nicht 
beachtet, gehört und gesehen fühlen. Das nehmen wir nicht länger hin.  

 
Wesentliche Faktoren der Armutsbekämpfung werden auf der Bundesebene bestimmt. 
Dazu gehören  die Höhe  des allgemeinen  gesetzlichen  Mindestlohns,  die Höhe  der  
Grundsicherung und der Renten. Doch anstatt diesen politischen Hebel wirksam zu 
nutzen, um die Armut zu verringern, werden Menschen mit geringen Einkommen 
zunehmend gegeneinander ausgespielt. Auf Berliner  Ebene wird Die Linke alle 
Möglichkeiten  nutzen,  der  falschen Politik der Bundesregierung eine Politik der 
Solidarität, der Wertschätzung, der Anerkennung und materiellen Armutsbekämpfung 
entgegenzustellen.  
 

Sanktionsfreie  Mindestsicherung  statt  Bürgergeld/Grundsicherung,  
Beratung und Hilfe statt Sanktionen  

Die "Neue  Grundsicherung"  der  Bundesregierung  ist der  härteste  Angriff  auf  den 
Sozialstaat seit der Agenda 2010. Wir fordern ein Ende der Sanktionen und eine 
armutsfeste Grundsicherung, die Menschen stärkt und nicht bestraft.  

Was als Bürgergeld -Reform verkauft wird, ist in Wahrheit ein sozialer Kahlschlag und 
bedeutet im Klartext: härtere Sanktionen, strengere Kontrollen und verpflichtende 
Arbeitsaufnahme für alle, die auf Unterstützung angewiesen sind. Die Verschärfung 
der Sanktionen  und die Maßgabe,  zuerst  in Arbeit,  statt  in Qualifizierung  zu vermitteln,  
sind  nicht hilfreich und dienen nur dazu, den Druck auf die Arbeitssuchenden zu 
erhöhen und Billiglohnjobs anzunehmen.  
Wir brauchen  Investitionen  in langfristige  Arbeitsvermittlung,  Kinderbetreuung  und 
soziale Teilhabe, nicht eine weitere Verschärfung von Sanktionen, die Armut nur 
verschärft.  

Als Linke setzen wir uns für ein Ende der Sanktionen sowie eine armutsfeste Grund -
sicherung  ein, die Menschen  stärkt,  qualifiziert  und echte  Perspektiven  schafft,  anstatt  
sie mit Sanktionen in die Armut zu treiben. Auf der Bundesebene setzen wir uns daher 
für eine sanktionsfreie individuelle Mindestsicherung von derzeit rund 1.400 Euro 
inklusive der Wohnkosten ein, in Regionen mit hohen Mieten entsprechend mehr. Der 
Regelsatz muss mindestens 813 Euro betragen, denn die aktuellen Sätze sind 
kleingerechnet.  

 
Wir wollen in Berlin unsere landesrechtlichen Spielräume nutzen, um die vielfältigen 
Probleme von erwerbslosen Menschen sowie anderen von Grundsicherungsleistungen 
abhängigen Menschen, wie etwa Alleinerziehende, Menschen mit Behinderungen, 
Geflüchtete oder ältere Personen, die Leistungen nach dem SGB II, SGB XII oder 
AsylbLG beziehen, weiter in den Blickpunkt zu rücken und Unterstützung anzubieten. 
Dazu gehören Ombudsstellen sowie Clearingstellen nach §16a Zweites Buch 
Sozialgesetzbuch (SGBII). Die Clearings tellen sind ein Erfolgsmodell. Als 
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Hilfelots*innen, angedockt ans Jobcenter und doch unabhängig davon, nehmen sie 
den ganzen Menschen in den Blick. Sie vermitteln freiwillig, sanktionsfrei und 
respektvoll in Sucht -  und Schuldner*innenberatungsstellen. Sie unterstützen bei Miet -  
und psychosozialen Problemlagen oder bei der Sicherung der Kinderbetreuung.  In den 
Jobcentern  selbst  brauchen  wir  bessere  Betreuungsschlüssel,  damit 
Leistungsbeziehende optimal unterstützt werden.  

 
Die Beratung  zum Bildungs -  und Teilhabepaket  muss dauerhaft  als verlässlicher  
Bestandteil der sozialen Infrastruktur fortgeführt werden. Um allen Kindern und 
Jugendlichen den Zugang zu ihnen zustehenden Leistungen zu ermöglichen, muss 
das bestehende Beratungsangebot niedrigschwellig, mehrsprachig, wohnortnah und 
flächendeckend weiter ausgebaut werden. Ziel ist eine Unterstützungsstruktur, die 
allen Kindern gleiche Bildungs -und Teilhabechancen eröffnet ςunabhängig von der 
sozialen Situation ihrer Familien.  

 

Marzahn - Hellersdorf  braucht  eine  starke  inklusive  und  soziale  Infrastruktur  

Menschen, die in unserem Bezirk von Armut, sozialer Ausgrenzung oder 
gesundheitlichen und sozialen Beeinträchtigungen betroffen sind, können derzeit 
noch auf ein Netz zurückgreifen,  das sie auffängt,  berät,  begleitet  und im Alltag  
stabilisiert.  Dieses  Netz  bietet Unterstützung bei der Sicherung von Wohnraum, hilft 
bei der Bewältigung persönlicher Krisen, vermittelt zu spezialisierten Hilfen, eröffnet 
Zugänge zu medizinischer Versorgung und psychosozialer Betreuung. Es stärkt 
Betroffene dabei, wieder eigenständig am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen.  

 
Zu dieser sozialen Infrastruktur gehören auch die unabhängigen 
Sozialberatungen, die Schuldner -  und Insolvenzberatungen,  die Beratungen  für  
Erwerbslose,  Stadtteilzentren,  Jugend - , Senior*innen -  und Familientreffs,  
Migrationssozialberatung,  Rechtsberatung  für Geflüchtete und viele weitere 
Angebote.  

 
Einrichtungen der sozialen Infrastruktur müssen künftig langfristig finanziert und 
gestärkt werden.  All dies  unterstützt  die Menschen  dabei,  an der  Gesellschaft  
teilzuhaben  und macht zugleich das Leben in Berlin so lebenswert wie möglich.  

Wir unterstützen  freiwilliges  Engagement  und kämpfen  deshalb  auch  für  eine finanzielle 
Absicherung der Arbeit der bezirklichen Freiwilligenagentur.  

 

Armut  bekämpfen  
 
Wir wollen Armut in allen ihren Formen und Dimensionen entschieden bekämpfen. 
Besonders  besorgniserregend  ist die Kinderarmut.  Arme  Kinder  haben  schlechteren  
Zugang zu Bildung, geringere Berufschancen und weniger Möglichkeiten, das eigene 
Leben zu gestalten. Und klar ist: Die Armut der Kinder ist immer auch durch die Armut 
der Eltern bedingt und wird über Generationen weitervererbt. Wir treten an, um diesen 
Kreislauf zu durchbrechen.  
 
Armut ist nicht nur materieller Mangel, sie schließt junge Menschen auch von 
gesellschaftlicher Teilhabe, Bildung und einer gesunden Entwicklung aus. Die 
Einführung einer Kindergrundsicherung auf Bundesebene ist gescheitert. Wir werden 
uns als Linke im Bund weiter für eine echte, armutsfeste Kindergrundsicherung 
starkmachen. Wir wollen, dass  alle Angebote  der öffentlichen  Daseinsvorsorge  für  
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Kinder  und Jugendliche  kostenfrei sind, ohne komplizierte Anträge und stigmatisierende 
Bedarfsprüfungen.  
 
Für die gebührenfreie Kita, den kostenfreien Hortbesuch bis Klasse Drei und 
kostenfreies Essen  an Grundschulen  in Berlin  haben  wir  bereits  gesorgt.  Das kostenfreie  
Mittagessen  für die Jugendlichen und das kostenfreie Schülerticket sollen erhalten 
bleiben. Aber es muss weitergehen: Jedes Kind muss kostenlos ins Schwimmbad gehen 
oder im Jugendclub kochen können. Dazu wird Die Linke neue Formen der Gebühren -  
bzw. Kostenfreiheit prüfen.  
 
Wir sichern  die Familien -  und Jugendangebote  im Bezirk  und setzen  uns dafür  ein, dass 
die Tarifmittel  Teil der  Regelfinanzierungwerden und  nicht über   
verwaltungsintensive Verfahren vergeben werden.  

Soziale  Teilhabe  und  Integration  

Der Ausbau  der  sozialen  Infrastruktur  in unserem  Bezirk  umfasst auch  die Förderung  
und den Erhalt von Stadtteilzentren sowie die Unterstützung von Bürgerinitiativen, die 
die sozialen Netzwerke vor Ort stärken. Diese Zentren sollen als Anlaufstellen für 
soziale, kulturelle und bildungsbezogene Angebote dienen. Stadtteilzentren sollen 
weiterhin Angebote für Gemeinschaft und gegen Einsamkeit anbieten, die 
Öffnungszeiten sollen bedarfsgerecht entwickelt werden.  

 
Die Finanzierung  der  Stadtteilzentren  muss verpflichtend  erfolgen,  nicht  mehr  als 
freiwillige soziale Leistung. Das Land Berlin muss den Bezirken ausreichend Mittel zur 
Verfügung stellen, um diese Einrichtungen entsprechend den realen Bedürfnissen zu 
finanzieren und ihre Arbeit langfristig zu sichern.  

 
Auch  wichtige  niedrigschwellige  Projekte  mit  besonderer  Bedeutung  für  den 
Zusammenhalt in unserem Bezirk wie die unbezahlBAR, Kiezkühlschränke und 
Umsonstläden wird die LINKE im Bezirk weiter unterstützen und fordert deren stabile 
Finanzierung.  

Die bestehenden Quartiersmanagement -Büros, die mobile Stadtteilarbeit und die 
BENN-Büros (Berlin  entwickelt  neue  Nachbarschaften)  bilden  wichtige  Kerne  
zivilgesellschaftlicher  Netzwerke und sollen gemeinsam mit den Räumen für 
Beteiligung echte Mitwirkungs -möglichkeiten  für  die Bevölkerung  schaffen.  Deshalb  
fordern  wir  eine stärkere  Unterstützung von Bürgerinitiativen, die dort Zugang zu 
Räumen, technischer Ausstattung und finanzieller Unterstützung erhalten sollen, um 
Stadtteilarbeit von unten zu ermöglichen.  

Gleichzeitig soll der Bezirk die beiden Standorte der Schuldnerberatung weiterhin 
bedarfsgerecht  finanzieren  und ebenso  die Mieterberatung  sowie  die allgemeine  soziale 
Beratung in den Stadtteilzentren dauerhaft absichern.  

 
Wir treten  ein für  gesicherte,  gut  entlohnte  Arbeitsplätze  in öffentlichen  Einrichtungen  
wie Stadtteilzentren und anderen sozialen Diensten, um den Beschäftigten eine stabile 
Perspektive und faire Arbeitsbedingungen zu schaffen. Soziale Arbeit darf nicht von 
unsicheren Arbeitsmarktmaßnahmen abhängen.  

 
Das Sozialamt ist mit mehr Personal auszustatten und digitale Prozesse sind so zu 
gestalten,  dass sie zu einer  schnellen  Hilfe  für  Bürger*innen  und zu  einer  Entlastung  
der Beschäftigten führen.  
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Kiezkantinen  

Die Linke stellt sich das Ziel, eine Kiezkantine in jedem Berliner Bezirk zu eröffnen, 
damit sich alle Berliner*innen eine warme, gesunde Mahlzeit leisten können. Jeden 
Tag werden dort frisch zubereitete Gerichte angeboten, von denen das günstigste 
immer nur drei Euro kostet. Damit entwickeln wir ein wirksames Programm gegen die 
steigenden Lebensmittelpreise und Mieten ς und gegen die Einsamkeit. Die 
Kiezkantinen sollen öffentliche Treffpunkte für alle Berliner*innen sein. Wir setzen uns 
dafür ein, dass Kiezkantinen in Marzahn und Hellersdorf entstehen. In Hellersdorf 
unterstützen wir die Bemühungen,  im Dialog  mit  der  Alice -Salomon -Hochschule  die 
vorhandene  Kantine  breiter zu öffnen und bezahlbare Preise für alle zu ermöglichen.  

 

Die soziale  und  sorgende  Stadt  organisieren  

Wir wollen  Pilot-Projekte  zur  Schaffung  von  Sorgezentren  starten, um  
Versorgungslücken  im unmittelbaren Wohnumfeld der Menschen zu schließen. Damit 
wird den Menschen in der Nachbarschaft der Zugang und der Raum für gemeinsame 
Sorgearbeit ermöglicht. Zugleich sollen in den Sorgezentren Kunst, Kultur, Gesundheit 
und andere gemeinwohlorientierte Aktivitäten Raum finden.  Es entstehen damit 
gemeinschaftliche Räume, in denen  Menschen zusammenkommen können, ohne etwas 
kaufen zu müssen. Die konkrete Nutzung muss in einem niedrigschwelligen 
Beteiligungsprozess erarbeitet werden, in dem die Nachbarschaft mitentscheidet  und 
vor  Ort bereits  bestehende  Angebote  einbezogen  werden.  Dafür  könnten leergefallene 
Shoppingcenter in die öffentliche Hand überführt und gemeinschaftlich und 
demokratisch über Quartiers -Sorgeräte betrieben werden. Durch Mischmieten zwischen 
gewerblichen und gemeinwohlorientierten Angeboten kann ein tragfähiges 
Finanzierungskonzept entwickelt werden.  

Wir setzen  uns in der  Hellen  Mitte  für solch  ein Pilotprojekt  zur  Umnutzung  von  
leerfallenden Shopping  Malls ein.  Wir wollen  das Marktplatzcenter  zu einem 
Sorgezentrum  ausbauen,  um wohnortnahe Angebote des täglichen Bedarfs und der 
Teilhabe aller Menschen zu sichern. In dieses Konzept gehören auch die Vollendung 
ŘŜǊ αIŜƭƭŜƴ aƛǘǘŜά ŀƭǎ ½ŜƴǘǊǳƳΣ ŘƛŜ {ŎƘŀŦŦǳƴƎ Ǿƻƴ ōŜȊŀƘƭōŀǊŜƳ ²ƻƘƴǊŀǳƳ ǎƻǿƛŜ ŘƛŜ 
klimagerechte Umgestaltung des Alice -Salomon-Platzes. 
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Marzahn - Hellersdorf  braucht  eine  funktionierende  Verwaltung  

Eine bürgernahe, rechtssichere und schnell arbeitende Verwaltung ist essentiell, denn 
vor allem Menschen mit wenig Geld sind in ganz besonderer Weise auf gut 
funktionierende staatliche Strukturen angewiesen und können sich weniger gegen 
falsches Verwaltungs -handeln wehren. Auch Akteure in der Wirtschaft, von 
Einzelunternehmer*innen über die mittelständischen Betriebe bis hin zu großen 
Unternehmen brauchen klare Strukturen und Zuständigkeiten. Gerade in diesen 
Zeiten existenzieller Herausforderungen muss die Demokratie zeigen, dass sie ein 
funktionierendes Gemeinwesen organisieren kann. Trotz der vielfach schwierigen 
Arbeitsbedingungen im öffentlichen Dienst zeigen sehr viele Mitarbeiter*innen  großes  
Engagement  bei  ihrer  Tätigkeit,  eben  weil  sie die Bedeutung ihrer Arbeit für das 
Funktionieren dieser Stadt kennen. Dafür sind wir ihnen dankbar.  

Wir setzen uns für den Erhalt aller Bürgerämter im Bezirk und die Einrichtung eines 
mobilen Bürgeramtes sowie den Ausbau der Onlineangebote (digitaler Bürgerdienst) 
ein, damit die Bürgerinnen  und Bürger  ihre  Angelegenheiten  in guter  Erreichbarkeit, 
angemessenen  Fristen und guter Qualität regeln können.  
Unser Ziel ist, dass die Berliner*innen barrierefrei, bedienungsfreundlich und direkt mit 
den Behörden und  Ämtern  kommunizieren  können, ob  vor Ort oder digital. Die 
Verwaltung  muss allen  Menschen  gleichermaßen  zugänglich  sein und  dafür  wollen  wir  
Barrieren abbauen  und den Zugang diskriminierungsfrei gestalten.  

 

Attraktive  Arbeitsbedingungen  in  den  Verwaltungen  schaffen  

Die Mitarbeiter*innen in den Ämtern und Behörden stehen bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben unter großem öffentlichem Druck sowie politischer und medialer Kritik. 
Neues, gut qualifiziertes  Personal  zu binden  ist  eine große  Herausforderung,  da in den 
nächsten  Jahren ein Großteil des vorhandenen Personals in den Ruhestand gehen 
wird.  

 
Die Linke  in Berlin  steht  dafür  ein, die  bereits  tarifierte  Hauptstadtzulage  für  alle 
umzusetzen, ein Besoldungsniveau im Mittel aller Länder anzustreben und darüber 
hinaus Entfristungen und Aufstiegsmöglichkeiten ς das heißt sichere 
Arbeitsbedingungen und attraktive Berufsperspektiven innerhalb der Verwaltung zu 
schaffen.  

Das Angebot flexibler Arbeitszeitmodelle, die Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
sowie größtmögliche Homeofficemöglichkeiten sollen Standard sein. Gegenüber der 
Tarifgemeinschaft  deutscher  Länder  werden  wir  uns als Linke dafür  einsetzen,  dass 
die Vier -Tage -  bzw. 30 -Stunden -Woche bei vollem Lohnausgleich im öffentlichen 
Dienst in Modellprojekten geprüft wird.  

 

Bedarfsgerechte  Finanzausstattung  der  Bezirke  

Im Rahmen der Berliner Verwaltungsreform wurde endlich das Konnexitätsprinzip 
όα²ŜǊ ōŜǎǘŜƭƭǘΣ ŘŜǊ ōŜȊŀƘƭǘάύ ƛƴ ŘŜǊ ±ŜǊŦŀǎǎǳƴƎ ǾŜǊŀƴƪŜǊǘΣ ǎƻ Řŀǎǎ ŘƛŜ .ŜȊƛǊƪŜ ȊǳƪǸƴŦǘƛƎ 
die entsprechenden finanziellen, personellen und räumlichen Ressourcen erhalten, 
wenn sie neue  Aufgaben  übernehmen  müssen.  Das grundsätzliche  Problem  der 
Unterfinanzierung  der Bezirke für die bereits bestehenden Aufgaben ist damit jedoch 
noch nicht gelöst.  

 
Wir wollen starke Bezirke und eine verbindliche Bezirkspolitik. Das wird nur erreicht 
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mit der Sicherung der Handlungsfähigkeit der Bezirke durch eine klare und ehrliche 
Ressourcen -verteilung. Dazu  muss das Finanzierungssystem der Berliner Bezirke  
grundsätzlich geändert werden. Die Budgetierung auf Grundlage des 
betriebswirtschaftlichen Instruments der Kosten -Leistungs -Rechnung führt zu 
Fehlanreizen bei der Angebotsplanung und -qualität und  spielt  damit  die Bezirke  in 
einem  Null -Summen -Spiel  gegeneinander  aus. Es bietet  keine strategische Perspektive 
für eine qualitative und bürgernahe Verwaltung. In einem neuen  
Bezirksfinanzierungssystem muss die in der Verfassung vorgesehene Globalsumme 
bedarfsgerecht und auf transparente Weise ermittelt werden. Im Zuge der Neuordnung 
der Bezirksfinanzen  müssen  auch  Faktoren  wie  die soziale  Lage, die 
Bevölkerungsentwicklung, die allgemeine Zufriedenheit und Flächenfaktoren stärker 
bei der Mittelverteilung berücksichtigt werden.  

 

Starke  Bezirke  und  klare  Verantwortung  des  Senats  

Die Bezirke mit ihren Verwaltungen, Bezirksämtern und 
Bezirksverordnetenversammlungen kennen ihre Kieze am besten. Deshalb braucht es 
genau diese starken Bezirke mit den notwendigen  Ressourcen.  Wir werden  wir  uns für  
eine bessere  Bezahlung  der  Beschäftigten im öffentlichen Dienst einsetzen. 
Altersarmut in den niedrigen Gehaltsgruppen muss verhindert werden. 
Missverhältnisse in der Bezahlung von Beschäftigten in der Haupt -verwaltung im 
Vergleich  zu den Bezirken sind  zu überwinden. Damit die Bezirke ihre  Stellen auch  gut  
besetzen  können,  müssen  die schlechtere  Arbeitsplatzausstattung  und schlechtere 
Bezahlung aufgrund der Bewertungen beendet werden.  

 

Katastrophenschutz  

Katastrophenschutz ist auch eine Frage sozialer Sicherheit. Niemand darf im Ernstfall 
im Kalten  und Dunklen  sitzen  bleiben.  Wer arm, alt oder  krank  ist oder  allein  lebt,  hat 
oftmals keine Alternativen und kann sich nicht einfach ein warmes Plätzchen leisten. 
Es ist die Aufgabe des Senats und der Bezirke, die nötige Unterstützung 
sicherzustellen.  

Das Bezirksamt  Marzahn -Hellersdorf  verfügt  noch  nicht  über  die technischen  und 
räumlichen Voraussetzungen für eine externe Notstromeinspeisung, und auch die 
Gelder hierfür liegen noch nicht vor. Auch die Katastrophenschutzleuchttürme in der 
Premnitzer Straße und der Riesaer Straße sind derzeit noch nicht aktiv und eine 
praktische Übung zum Szenario eines langanhaltenden  Stromausfalles  hat noch  nicht  
stattgefunden.  Die personelle  Ausstattung  für den Katastrophenschutz ist nicht 
ausreichend.  
Wir setzen  uns dafür  ein, dass die entsprechenden  Ressourcen  in die Vorsorge  für  den 
Katastrophenfall fließen und auch Vorbereitungen auf mögliche Notfälle stattfinden.  
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Familien  unterstützen  

Wir setzen  uns dafür  ein, dass alle Formen  des freiwilligen  Zusammenlebens  von  
Menschen, die Kinder erziehen oder Hilfsbedürftige betreuen, unterstützt werden. Wir 
setzen uns für die Rechte von Alleinerziehenden, Patchwork -  und Soloeltern, 
Regenbogen -  und Pflegefamilien ein. Wir unterstützen alle Familienformen und wollen 
Strukturen schaffen und ausbauen, die sie im Alltag konkret brauchen.  

Alleinerziehende sind besonders häufig von prekären Arbeitsbedingungen und 
schlechter Bezahlung betroffen. Die Netzwerkstrukturen für  Alleinerziehende müssen 
gezielt ausgebaut und ihre finanzielle Absicherung verbessert werden. Die Linke setzt 
sich für die Fortführung und  den Ausbau  bestehender  Landesprogramme  für  
Alleinerziehende  ein. Das beinhaltet  vor allem: bessere Möglichkeiten, Schul -  und 
Berufsabschlüsse nachzuholen, mehr Teilzeitausbildungsplätze sowie eine 
verlässliche, langfristige Begleitung und Beratung. Die Aufnahme  und Ausübung  von  
Erwerbsarbeit sowie  die Teilhabe  am gesellschaftlichen  Leben soll erleichtert werden, 
indem Kinderbetreuung auch über die üblichen Zeiten hinaus angeboten und 
ermöglicht wird.  

 
Wir erwarten  vom Land Berlin  eine sachgerechte  Ausstattung  mit  Personal  und 
finanziellen Ressourcen. Angebote für Familien, wie zum Beispiel der 
Familiengutschein für alle Eltern von Neugeborenen, eine Erziehungsberatung, Eltern -
Kind-Gruppen oder das Programm  
αFrühe IƛƭŦŜƴά sollen  gesichert  und ausgeweitet  werden.  Die Beratungskapazität  der 
öffentlich finanzierten Erziehungs -  und Familienberatungsstellen und der regionalen 
sozialpädagogischen  Dienste  des Jugendamtes  sollen  deutlich  erhöht  werden.  Familien 
haben Anspruch auf Hilfe und auf Sozialarbeiter*innen, die Zeit für sie haben.  

 
Wir setzen  uns für  eine bedarfsgerechte  Bereitstellung  von  Hilfen  zur  Erziehung  ein. 
Diese sollen frühzeitig zur Verfügung stehen und so wirken, dass den Kindern und 
Familien geholfen werden kann, ehe schwerwiegende Probleme entstehen.  
Die Finanzierung der Hilfen zur Erziehung muss in gemeinsamer Verantwortung von 
Land und  Bezirken  neu ausgerichtet  werden.  Kein Bezirk  soll  auf  den Mehrkosten 
sitzen  bleiben. Wir setzen uns dafür ein, dass die Voraussetzungen für die Erbringung 
von Hilfen zur Erziehung in kommunaler Verantwortung geschaffen werden.  

Kinder -  und  Jugendhilfe  braucht  verlässliche  Strukturen  und  gute  Arbeit  

Angebote der Kinder -  und Jugendhilfe dürfen auch bei knapper Kassenlage keine 
Verhandlungsmasse sein. Kommunale Angebote sind zu stärken, gleichzeitig bleiben 
gemeinnützige und tarifgebundene Freie Träger unverzichtbare Partner in der 
Jugendhilfe. Dazu  prüfen  wir,  wie  Zuwendungszeiträume  verlängert  werden  können.  
Mittelfristig  sprechen wir  uns für  eine neue  Finanzierungslogik  und eine Abkehr  vom  
Projekt -Charakter der Kinder -und Jugendhilfe aus, denn kontinuierliche 
Beziehungsarbeit erfordert langfristige, verlässliche Förderstrukturen.  

Wir setzen uns für eine Zweckbindung der Mittel für die gesamte Kinder -  und 
Jugendhilfe ein:  Geld, das für  Jugendclubs  vorgesehen  ist,  muss auch  bei  den 
Jugendclubs  ankommen und darf von den Bezirken nicht für andere Zwecke 
ausgegeben werden.  
Wir wollen,  dass alle Angebote  der  Kinder -  und Jugendhilfe  von  qualifizierten  
Beschäftigten in guter Qualität erbracht werden: Die Linke setzt sich für eine 
Tarifbindung im Zuwendungsbereich und bei öffentlichen und Freien Trägern ein.  



17  

 

Hilfen  zur  Erziehung  Ѵ Strukturen  ändern  
 
Die Hilfen zur Erziehung (HzE) umfassen ein weites Spektrum an Hilfe -  und Förder -
leistungen für Kinder, junge Menschen und Familien in herausfordernden Lebenslagen. 
Die finanzielle  Absicherung  der  Leistungen  erfolgt  über  die bezirklichen  Haushalte,  die 
allerdings nicht ausfinanziert sind. Die Linke tritt für eine verlässliche, frühzeitige und 
bedarfsgerechte Bereitstellung von Hilfen zur Erziehung ein. Dazu sind 
Qualitätsstandards abzusichern, die finanzielle und personelle Ausstattung zu 
verbessern und Haushaltszwänge dürfen niemals über die konkrete Ausgestaltung der 
individuellen Hilfen entscheiden. Für umfassend arbeitsfähige Jugendämter müssen die 
Kosten für die HzE vom Land Berlin in vollem Umfang getragen werden.  
 
Die Linke  steht  für  eine starke  öffentliche  Verantwortung  in der  Jugendhilfe.  Wir setzen  
uns dafür ein, die Abhängigkeit von marktwirtschaftlichen Mechanismen zu beenden 
und die Steuerungshoheit der Jugendämter zurückzugewinnen. Dazu werden wir den 
Aufbau eigener kommunaler Angebote (Rekommunalisierung) vorantreiben ς
insbesondere zur Absicherung von Notfällen und dort, wo private Märkte versagen.  
 
Ziel ist ein starker öffentlicher Kern, der (Qualitäts - )Standards setzt und Krisenfestigkeit 
garantiert.  Gleichzeitig erkennen wir den  hohen  Wert der  Trägervielfalt an.  
Gemeinnützige, tarifgebundene  Freie Träger  bleiben  unverzichtbare  Partner,  um 
passgenaue  Schutzräume und vielfältige pädagogische Ansätze bei den HzE zu 
gewährleisten.  Regionaler  Sozialer  Dienst  (RSD) und Kinderschutz  

Der Regionale Soziale Dienst (RSD) braucht eine Personaloffensive: Wir streben eine 
deutliche Reduktion des fallzahlorientierten Personalstandards an. Für die im RSD 
Beschäftigten  muss ein verbindliches  Recht  auf  regelmäßige  Supervision  und 
Fortbildung gesichert werden.  

 
Den Kinderschutz wollen wir mit den Schwerpunkten Prävention und Frühe Hilfen weiter 
fördern  und konzeptionell  weiterentwickeln.  Der Hausbesuch  nach  der  Geburt  eines  
Kindes muss sichergestellt werden. Die sachgerechte Ausstattung des öffentlichen 
Gesundheits -dienstes (ÖGD) spielt dabei eine entscheidende Rolle.  

 
Alle Einrichtungen, in denen sich junge Menschen mehrere Stunden am Tag 
aufhalten, sollen zur Erstellung und Umsetzung von Schutzkonzepten gegen 
sexualisierte und körperliche  Gewalt  verpflichtet  werden.  Dies muss unter  
unbedingter  Beteiligung  der  Kinder und Jugendlichen erfolgen.  

 
Diskriminierungssensible  Jugendarbeit  und  Inklusion  

Wir setzen uns für eine diskriminierungssensible Jugendarbeit ein. Jugendarbeit muss 
in Einrichtungen  der  Kinder -  und Jugendarbeit  ein sicherer  Ort für  alle sein,  mit  
Empowerment -Ansätzen, zielgruppengerechter politischer Bildung, (digitaler) 
Gewaltprävention und Diversitätsmanagement. Wir setzen uns für Antirassismus 
sowie für feministische und queere Projekte ein, damit jeder junge Mensch in unserem 
Bezirk gleichberechtigt mitgestalten kann.  

 
Wir werden  uns dafür  stark  machen,  dass Einrichtungen  der  offenen  Jugendarbeit  
baulich, personell und konzeptionell so ausgestattet werden, dass junge Menschen 
mit Beeinträchtigungen ein selbstverständlicher Teil der Gemeinschaft sind. Dafür 
braucht es auch eine bessere Ausgestaltung der Schnittstellen zwischen Jugendhilfe, 
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Sozialhilfe und Schule, insbesondere in Hinblick auf klare Zuständigkeiten.  

Zudem muss Politik verständlich sein: Wir setzen uns dafür ein, dass politische 
Informationen  für  junge  Menschen  in einfacher  Sprache  und in zielgruppengerechten 
Formaten zur Verfügung gestellt werden.  

 

Antifaschistische  gesellschaftliche  Überzeugung  und  Meinungsfreiheit  

Rechtsextreme  werben  vermehrt  unter  Jugendlichen  für  ihr Weltbild,  suchen  sich  
Zugang  zu Jugendfreizeiteinrichtungen oder sprechen gezielt offene Bedürfnislagen 
von Jugendlichen an. Hier brauchen wir eine Stärkung der bezirklichen 
Straßensozialarbeit sowie klare Handlungsanweisungen, Zuständigkeiten und 
Meldeketten, die bei akuten Vorkommnissen deeskalierend wirken und die Betroffenen 
schützen. Wir werden zielgruppenspezifische Maßnahmen ausbauen, die 
begünstigende Faktoren für rechtsextreme Einstellungen wie eigene 
Gewalterfahrungen, erschwerte Bildungszugänge sowie fehlende berufliche und 
soziale Integration abmildern. Angebote zur Bekämpfung von Kinderarmut müssen 
enger miteinander verzahnt werden, denn soziale Ungerechtigkeit macht junge 
Menschen nachweislich anfälliger für autoritäres Gedankengut.  

 
Die Meinungsfreiheit der Träger der Jugendarbeit ist dabei ein hohes Gut, das eine 
differenzierte  Auseinandersetzung  mit  Extremismus  und Demokratiefeindlichkeit  erst 
ermöglicht und das die Linke vehement verteidigt.  
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Demokratie  verteidigen  

Unser  Ziel ist eine solidarische  Gesellschaft  mit  gleichen  Möglichkeiten  für  alle ς 

unabhängig von Herkunft, Geschlecht oder sozialem Status. Demokratie bedeutet für 

uns vor allem soziale Gerechtigkeit, Mitbestimmung und Förderung 

zivilgesellschaftlichen Engagements.  

Die Linke  steht  für  eine offene,  vielfältige,  tolerante,  demokratische  Gesellschaft. 

Demokratie verteidigen heißt, soziale Gerechtigkeit zu stärken und zugleich 

rechtspopulistischer Hetze und Spaltung der Gesellschaft durch gemeinsames 

Handeln aller Demokratinnen  und Demokraten zu begegnen. Wir unterstützen die 

bezirkliche Koordinierungsstelle für Demokratieentwicklung und fordern deren 

Stärkung sowie die weitere Förderung von Demokratieprojekten.  

Antifaschismus  

Marzahn -Hellersdorf ist bunt und vielfältig. Damit dies auch so bleibt, steht DIE LINKE 

als starke antifaschistische Kraft an der Seite aller, die sich gegen Hass, Hetze und 

Ausgrenzung  stellen  und für  eine solidarische  Stadt  kämpfen.  Statt der  autoritären  

Rechten entschieden entgegenzutreten, befeuert die Politik der Bundesregierung und 

des Berliner Senats den Rechtsruck weiter -  mit Hetze gegen migrantische Menschen, 

Druck auf Erwerbslose und einer Politik der Militarisierung und Aufrüstung statt 

Frieden und soziale Gerechtigkeit zu fördern.  

 
Wir machen  uns stark  für  einen  breiten  Konsens  aller  demokratischen  Parteien  im 
Bezirksparlament, der bei parlamentarischen Initiativen und Prozessen jegliche 
Zusammenarbeit mit der AfD ausschließt.  

Die antifaschistische  Zivilgesellschaft  stärken  

Angesichts rapid e ansteigender , extrem rechter, neonazistischer Vorfälle, gerade auch 

durch Jugendliche und junge Erwachsene, müssen unsere bezirklichen 

Beratungsangebote, die Opferhilfe,  Register  und Beschwerdestellen  strukturell  wie  

finanziell  gestärkt  und ausgeweitet werden. Das gilt auch für Programme zur Prävention 

und Deradikalisierung. Dazu gehören Beratungsangebote zur Distanzierung von extrem 

rechten Szenen, digital orientierte Präventionsformate  gegen Propaganda  sowie 

sozialräumliche Programme, die Jugendlichen Alternativen zu gewaltorientierten 

Gruppenidentitäten eröffnen.  

Prävention muss sich dabei gegen die vielen Ausprägungen von Ungleichheitsdenken 

und antidemokratische Einstellungen richten, wie extrem rechten neonazistischen 

Ideologien, Antifeminismus,  Alltagsrassismus,  Antisemitismus  sowie  gegen  

Verschwörungsdenken  und religiös fundamentalistischen Einstellungen.  

Engagierten,  die sich  für  Demokratie  und Menschenrechte  und gegen  rechte  Hetze 

und Gewalt einsetzen, wollen wir weitere Qualifizierungsmöglichkeiten anbieten.  

 

Antisemitismus,  Antiziganismus  und  Rassismus  entschieden  bekämpfen  

In den letzten Jahren sind die Angriffe auf jüdische Menschen, auf Roma und Sinti und 

Menschen mit Migrationshintergrund gestiegen. Nach wie vor unternimmt der Bezirk 
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zu wenig,  um Schutz  zu gewährleisten  und sich  kritisch  mit  allen Formen  des 

Antisemitismus, Antiziganismus und Rassismus auseinanderzusetzen.  

Wir setzen  uns auch  künftig  dafür  ein, dass eine Beauftragtenstelle  gegen  

Antisemitismus und Antiziganismus geschaffen wird. Sie ist Ansprechstelle für 

Betroffene und baut die  Zusammenarbeit  mit Vereinen und Verbänden  aus, um 

Strukturen  gegen  Antisemitismus im Bezirk zu stärken, präventiv tätig zu werden und 

Institutionen gegen Antisemitismus fit zu machen.  Der/die  Beauftragte  wirkt  zudem  in 

die Verwaltung  hinein,  um sicherzustellen,  dass der Grundsatz der allgemeinen 

Gleichheit ausnahmslos Anwendung findet.  

 
Im Rahmen des Berichts des Berliner Antisemitismusbeauftragten vom Dezember 2021 

wurden  berlinweit  290  Straßen  und Plätze identifiziert,  die antisemitische  Bezüge  

aufweisen, zahlreiche davon bei uns im Bezirk.  

Wie bereits 2022 von uns gefordert, aber durch die anderen Fraktionen der BVV 

abgelehnt, soll eine Kommission einrichtet werden, die sich auf Basis des vorgelegten 

Berichts kritisch mit Namen von Straßen  und Plätzen im Bezirk  auseinandersetzt,  die 

antisemitische Bezüge aufweisen. Diese Auseinandersetzung darf nichtlosgelöst von 

der Zivilgesellschaft stattfinden, sondern muss mit ihr gemeinsam in einem 

Dialogprozess in Gang gesetzt werden. In vielen Fällen wird im Bericht eine 

Kontextualisierung, in anderen auch eine Umbenennung vorgeschlagen. Dies gilt es 

umfassend im Rahmen einer Expert*innen -kommission zu diskutieren. Der Bericht 

dieser Kommission muss die Grundlage für den Umgang des Bezirks sowie der im 

Bezirk lebenden Menschen mit dem historischen Erbe und  der  Tatsache  bilden,  dass 

Antisemitismus  noch  immer  im öffentlichen  Raum präsent  ist.  

 

Interreligiösen  Dialog  ins  Leben  rufen  

Die zunehmenden rassistischen und antisemitischen Vorfälle zeigen, dass das 

Verständnis der Menschen untereinander und füreinander noch ausgebaut werden 

muss. Auch die anwachsenden weltweiten Krisen wirken sich auf die bei uns im Bezirk 

lebenden Religions -und Glaubensgemeinschaften und Communities aus. Deshalb ist 

der Dialog besonders wichtig,  um den Austausch  zwischen  den einzelnen  Religions -  

und Glaubensgemeinschaften untereinander sowie zwischen diesen und dem 

Bezirksamt zu ermöglichen. Er bietet eine Möglichkeit zur Förderung des 

Verständnisses füreinander, Bedarfe können frühzeitig gemeinsam ermittelt und 

Lösungen erarbeitet werden. Um eine kontinuierliche und strukturierte Kommunikation 

zu gewährleisten und den Austausch und die Zusammenarbeit weiter zu stärken, soll 

der Interreligiöse Dialog zukünftig wieder regelmäßig stattfinden. Das erfordert auch 

die Einbeziehung des Bezirksbeirates für Partizipation und Integration sowie der 

Fraktionen in der BVV. Das Integrationsbüro kann auf Grund der knappen personellen 

Ressourcen nur unterstützend wirken und nicht die Hauptverantwortung übernehmen.  

Langfristig  wollen  wir  das Integrationsbüro  stärken,  damit  alle wichtigen  Aufgaben 

vollumfänglich übernommen werden können.  

 

Informieren  und  mitbestimmen  im  Bezirk  

Die Linke steht für die Entwicklung und Stärkung unseres Bezirkes als Kommune der 
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Bürgerinnen und Bürger. Das heißt, die Menschen müssen an den Vorhaben des 

Bezirkes frühzeitig und umfassend beteiligt werden. Dazu  gehört die Information der 

Bürgerinnen und Bürger  durch  regelmäßig  stattfindende  Einwohnerversammlungen  des 

Bezirksamtes  und der Bezirksverordnetenversammlung in den Stadtteilen. Bau -  und 

Infrastrukturvorhaben müssen frühzeitig kommuniziert werden. Wir setzen uns dafür 

ein, dass die Auslegung von Bebauungsplänen künftig regelmäßig nicht nur im Rathaus, 

sondern auch vor Ort in öffentlichen Einrichtungen erfolgt. Dafür müssen die 

personellen Voraussetzungen im Bezirksamt geschaffen werden.  Die Bewohnerinnen 

und Bewohner unseres Bezirks müssen sich einmischen, mitmachen und ihren Kiez und 

Bezirk gestalten können. Das geschieht in Vereinen oder Bürger - initiativen, im Bündnis 

für Demokratie und Toleranz, in vielfältigen anderen Strukturen und bei Veranstaltungen 

ǿƛŜ α{ŎƘǀƴŜǊ ƭŜōŜƴ ƻƘƴŜ bŀȊƛǎάΦ 5ƛŜ 5ǳǊŎƘŦǸƘǊǳƴƎ Ǿƻƴ ƪƭŜƛƴŜƴ YƛŜȊǇǊƻƧŜƪǘŜƴ ǳƴŘ 

Nachbarschaftsfesten muss künftig viel einfacher und unbürokratischer erfolgen  

können.  Für die Organisation  von  Festen in den Kiezen  streben  wir  die Einrichtung einer 

Nachbarschaftskasse an. Dazu gehört auch, dass wir öffentliche Räume für 

Versammlungen von  Bürgerinnen und Bürgern  und Vereinen sowie Parteien zur  

Verfügung stellen Wir setzen uns dafür ein, dass alle Wahllokale barrierefrei erreichbar 

sind.  

 
Bürgerhaushalt  als  Baustein  der  direkten  Demokratie  

Wir setzen uns für die Weiterführung und Weiterentwicklung des Bürgerhaushaltes 

ein. Dieses Instrument der direkten Demokratie soll auch künftig zur Anwendung 

kommen und den aktuellen Bedürfnissen angepasst werden. Wir begrüßen, dass der 

Bürgerhaushalt jedes  Jahr  durchgeführt  wird,  damit  lange  Bearbeitungs -  und 

Umsetzungszeiten  vermieden werden können. Regelmäßig sollte über den Stand der 

Realisierung beschlossener Vorschläge von Bürgern berichtet und somit 

Rechenschaft über Verwaltungshandeln abgelegt werden. Dies soll vor allem im 

Rahmen von Einwohnerversammlungen erfolgen. Onlineangebote und 

Onlineabstimmungen müssen weiterentwickelt und an die Anforderungen der 

modernen Kommunikation angepasst werden. Der Onlinezugang ist barrierearm und 

in leichter Sprache bereitzustellen.  

Wir setzen  uns für  die Fortführung  des Bürgerbudgets  zur  Umsetzung  von  Vorschlägen  

ŘŜǊ .ǸǊƎŜǊƛƴƴŜƴ ǳƴŘ .ǸǊƎŜǊ ƛƴ IǀƘŜ Ǿƻƴ ƳƛƴŘŜǎǘŜƴǎ нллΦллл ϵ ƧŜ IŀǳǎƘŀƭǘǎƧŀƘǊ ŜƛƴΦ 
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Feminismus  und  Geschlechtergerechtigkeit  

Die Linke kämpft für eine solidarische Gesellschaft, in der jedem Menschen 

unabhängig von seinem  Geschlecht,  seiner  Herkunft,  seinem  Lebensalter,  seiner  

seelischen  und körperlichen Verfasstheit,  seiner  Weltanschauung,  seiner Religion oder 

seiner sexuellen  Orientierung  und geschlechtlichen Identität das Recht auf soziale 

Sicherheit, der Schutz vor sozialem Elend, das Recht auf Wohnen und 

Chancengleichheit gewährt werden. Wir setzen uns für die Stärkung von LSBTIQ -

Rechten und die Förderung von Anti -Diskriminierungsprojekten und queeren Initiativen 

ein. 

 
Die Linke fordert, Frauen -  und Mädchenprojekte im Bezirk vor Kürzungen zu schützen 

und diese weiter auszubauen. Wir setzten uns dafür ein, weitere Plätze in 

Zufluchtswohnungen für Frauen aus Marzahn -Hellersdorf zu schaffen und im Bezirk 

ein eigenes Frauenhaus einzurichten.  Gleichzeitig  soll  die Interventions -  und 

Fachberatungsstelle  für  Opfer  häuslicher Gewalt gestärkt und Angebote für 

minderjährige Eltern und Alleinerziehende ausgebaut werden.  

Angebote  für  Eltern müssen  stärker  an die Bedürfnisse  Berufstätiger  angepasst,  Mütter 

entlastet und Väter gezielt in die Übernahme von Verantwortung einbezogen werden.  

 
Im Sportbereich sollen maskulin geprägte Strukturen im Breitensport aufgebrochen 

und Angebote  stärker  an den Bedürfnissen  von  FLINTA-Personen  ausgerichtet  sowie  

Projekte zur Förderung des Frauen -  und Mädchensports gezielt unterstützt werden.  

Zudem gilt  es, den bezirklichen  Plan gegen  Homo- , Bi- , Trans - , Inter -  und 

Queerfeindlichkeit konsequent  umzusetzen  und weiterzuentwickeln  sowie  queere  

Infrastruktur  zu schützen  und auszubauen. Wir fordern, dass queere Jugendarbeit 

gezielt gefördert wird.  

 
Auch  das Zentrum  für  sexuelle  Gesundheit  und  Familienplanung  in Marzahn -

Hellersdorf  soll gestärkt, seine Angebote erweitert und besser bekanntgemacht 

werden.  

 
Ergänzend  fordert  die Linke eine bezirkliche  Wirtschaftsförderung mit  Schwerpunkt  

auf Frauen und nichtbinäre Personen, indem Ressourcen bereitgestellt werden, um 

die selbstständige Existenzsicherung von FLINTA -Personen zu unterstützen, etwa 

durch Netzwerke  für  berufstätige  FLINTA und Unternehmerinnen,  

Gründungsberatungen  und Unterstützung bei der Vermittlung von Gewerberäumen. 

Alle Angebote sollen dabei kultursensibel und barrierearm gestaltet sein.  
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Marzahn - Hellersdorf  Ѵ Bezirk  des  Friedens,  der  Erinnerung  und 
Mahnung  

Die Linke tritt dafür ein, dass sich der Bezirk Marzahn -Hellersdorf im Rahmen seiner 

Möglichkeiten  für  Frieden,  Entspannung  und Vertrauensbildung  sowie  für  eine würdige  

und den aktuellen Herausforderungen gemäße Erinnerungskultur einsetzt und 

entsprechende zivilgesellschaftliche Initiativen wertschätzt und fördert. Dazu gehören 

insbesondere die Pflege und der Ausbau internationaler Beziehungen im bezirklichen 

Rahmen. Marzahn -Hellersdorf ist seit 2004  Mitglied der internationalen Organisation 

"Mayors for Peace". Das Bezirksamt sollte hierzu eigene Initiativen entwickeln und 

den Erinnerungspfahl Hiroshima/Nagasaki stärker in das Bewusstsein der 

Öffentlichkeit rücken.  

Wir wollen gemeinsam mit dem Städtepartnerschaftsverein die Städtepartnerschaften 

des Bezirks mit Leben erfüllen. Das Bezirksamt und die 

Bezirksverordnetenversammlung sollen ihre  Verantwortung  wahrnehmen  und 

zivilgesellschaftliche  Initiativen  und Vereine  auf  diesem Gebiet unterstützen.  

 
Schüleraustausche und Möglichkeiten für internationale Begegnungen unterstützen 

wir, ebenso wie Exkursionen von Schülergruppen zu nationalen und internationalen 

Gedenkstätten. Wir stehen für eine mit Leben erfüllte Erinnerungskultur, die erinnert 

und mahnt, aber auch den Bezug zu aktuellen Herausforderungen aufzeigt. Wir 

erinnern an jüdisches  Leben  im Bezirk  sowie  an den antifaschistischen  Widerstand  

während  der  Nazi-Zeit und an besondere Persönlichkeiten, die sich unter großer 

Gefahr für den Schutz von Jüdinnen und Juden einsetzten.  

 
Unsere  bezirklichen  Gedenkorte  und Mahnmale  müssen  gepflegt  und erhalten  werden.  

Sie sollten gut sichtbar auf der Internetpräsenz des Bezirksamtes dargestellt werden.  

Stolpersteine,  die an Menschen  erinnern,  die in der  Zeit  von  1933 bis 1945 von  den 

Nationalsozialisten verfolgt wurden, sind zu pflegen und sichtbar zu erhalten.  

Besondere  Anlässe  sind  würdig  zu begehen, wie  etwa  der  27. Januar,  der  21. April, der  

8. Mai, der 2. August und der 9. November.  

Dŀǎ α9ǊǎǘŜ ōŜŦǊŜƛǘŜ Iŀǳǎά ŀƴ ŘŜǊ [ŀƴŘǎōŜǊƎŜǊ !ƭƭŜŜΣ Řŀǎ ƴŀŎƘ ǎŜƛƴŜǊ ǳƳŦŀǎǎŜƴŘŜƴ 

Sanierung  nunmehr  für  soziale  Anliegen  genutzt  wird,  soll  weiterhin  in die 

Gedenkkultur einbezogen werden.  
































































